Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/686 


Sachgebiet 7 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Assoziierungsabkommen vom 29. Juli 1969 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten Staaten 
und Madagaskar 

sowie zu den mit diesem Abkommen 
in Zusammenhang stehenden Abkommen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

1957 wurden bestimmte im EG- Vertrag festgelegte außer- 
europäische Länder und Hoheitsgebiete kraft Vertrags für die 
Dauer von fünf Jahren mit der Gemeinschaft assoziiert. Nach- 
dem die meisten afrikanischen Länder und Hoheitsgebiete in 
der Zwischenzeit souveräne Staaten geworden sind, wird die 
Erneuerung der Assoziierung — wiederum jeweils um fünf 
Jahre — nicht mehr voll durch die Vertragsschließungs- 
kompetenz der Gemeinschaft gedeckt. 


B. Lösung 

Aus diesem Grunde erbittet die Bundesregierung die Ratifika- 
tion des von den Vertragsbeteiligten in Jaunde Unterzeichneten 
Assoziierungsabkommens. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

a) Der Anteil der Bundesrepublik Deutschland am 3. Euro- 
päischen Entwicklungsfonds beträgt 1093 Millionen DM. 
Dei Bereitstellung erfolgt auf Abruf gemäß einer jährlichen 
Bedarfsvorausschätzung. 

b) Der deutsche Anteil an den Verwaltungskosten der Organe 
der Assoziation beträgt jährlich etwa 400 000 DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Assoziierungsabkommen vom 29. Juli 1969 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
mit dieser Gemeinschaft assoziierten Staaten und Madagaskar 
sowie zu den mit diesem Abkommen in Zusammenhang 

stehenden Abkommen 

— Drucksache VI/483 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Giulini 


i. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache W483 — wurde 
in der 39. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
18. März 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft 
federführend, an die Ausschüsse für Auswärtiges 
und Wirtschaftliche Zusammenarbeit mitberatend 
sowie an den Haushaltsaussdiuß gemäß § 96 GO 
überwiesen. Die mitberatenden Ausschüsse haben 
dem Gesetzentwurf zugestimmt. Der Haushaltsaus- 
schuß wird seinen Bericht gemäß § 96 GO gesondert 
vorlegen. 

II. 

Die Bundesregierung erbittet die Zustimmung des 
Bundestages zur Fortsetzung der seit 1957 bestehen- 
den Zusammenarbeit zwischen den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar (AASM) mit 
der EWG um weitere fünf Jahre. Die Assoziation die- 
ser Staaten mit der EWG ist ein Bestandteil des 
EWG-Vertrags, auf dessen Grundlage für einen 
ersten Zeitabschnitt von fünf Jahren die Zusammen- 
arbeit geregelt wurde. Auf Grund des ersten 
Jaunde- Abkommens (Jaunde I) im Juli 1963 wurde 
eine vertragliche Festsetzung dieser Zusammen- 
arbeit um weitere fünf Jahre vereinbart. 

Das erste Abkommen mußte, wie auch dieses 
Abkommen (Jaunde II), sowohl von den Mitglied- 


staaten als auch von der Gemeinschaft selbst abge- 
schlossen werden. Die Erneuerung der Assoziation 
war nicht mehr voll durch die Vertragsschließungs- 
kompetenz der Gemeinschaft gedeckt. 

Das vorliegende Assoziationsabkommen wird 
wiederum in der Absicht geschlossen, die Zusam- 
menarbeit zwischen den Vertragsparteien zu för- 
dern, die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
der AASM durch Erweiterung des Handelsverkehrs 
sowie durch finanzielle Maßnahmen und technische 
Zusammenarbeit zu begünstigen. Neben der Förde- 
rung der wirtschaftlichen Beziehungen soll vor 
allem die Wirtschaftsstruktur und die wirtschaft- 
liche Unabhängigkeit der AASM verstärkt sowie 
die Industrialisierung dieser Staaten gefördert wer- 
den. Die vertragschließenden Parteien waren der 
Auffassung, daß sich die zehnjährige Zusammen- 
arbeit nicht nur entwicklungsökonomisch, sondern 
auch politisch bewährt habe. Sie empfehlen deshalb, 
die Zusammenarbeit — allerdings wiederum befri- 
stet — fortzusetzen. 

Die Zielsetzung und die Grundkonzeption dieses 
zweiten Jaunde-Abkommens dedct sich mit dem- 
jenigen von Jaunde I. Das Abkommen bezieht sich 
wiederum auf die gegenseitigen Handelsvergün- 
stigungen sowie die finanzielle und technische Hilfe 
der EWG. 
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A. Der Warenverkehr 

Das Prinzip der in Jaunde I angestrebten Freihan- 
delszone zwischen der EWG und den jeweiligen 
afrikanischen Staaten wird beibehalten. Der Waren- 
verkehr wird zwischen den jeweiligen afrikanischen 
Staaten und der EWG in beiden Richtungen von 
Zollabgaben und mengenmäßigen Beschränkungen 
deshalb grundsätzlich befreit. De facto wird der 
AASM jedoch wegen ihrer noch nicht voll ent- 
wickelten Volkswirtschaften ein weitgehender wirt- 
schaftlicher Schutz zugestanden. 

Spezielle Regelungen gelten für die meisten 
landwirtschaftlichen Produkte. Hier ist vereinbart, 
daß für die Einfuhr in die EWG jedes Produkt ad- 
äquate Regelungen finden muß, die einerseits die 
Interessen der europäischen Landwirtschaft berück- 
sichtigen und andererseits die AASM besser stel- 
len als die übrigen Drittländer. Damit jedoch durch 
die Präferenzregelung der freie Welthandel nicht 
gestört wird, ist die Vorzugsstellung der AASM im 
Vergleich zu den übrigen Entwicklungsländern ge- 
genüber der bisherigen Regelung eingeschränkt 
worden. Es wurde vereinbart, im Augenblick des 
Inkrafttretens des neuen Abkommens den gemein- 
samen Außenzolltarif der EWG gegenüber allen 
übrigen Staaten bei verschiedenen tropischen Pro- 
dukten (vor allem Kaffee, Kakao, Palmöl) — ähn- 
lich wie beim Inkrafttreten von Jaunde I — wie- 
derum zu senken. Ferner sind die Vertragsparteien 
übereingekommen, daß die Handelspräferenzen 
einem Präferenzsystem zugunsten aller Entwick- 
lungsländer nicht entgegenstehen dürfen. 

Die EWG-Staaten haben die bereits vor Unter- 
zeichnung von Jaunde I abgegebene Erklärung be- 
stätigt, wonach auch mit Drittländern mit vergleich- 
barer Wirtschaftsstruktur ähnliche Abkommen ver- 
einbart werden können. 

B. Finanzielle und technische Zusammenarheit 

(3. Europäischer Entwicklungsfonds — EEF) 

In Jaunde I wurden dem AASM 730 Millionen RE 
(Rechnungseinheiten) gewährt und den ÜLG (über- 
seeischen Ländern und Gebieten) sowie den fran- 
zösischen überseeischen Departements 70 Millionen 
RE. Nach dem neuen Abkommen sollen die AASM 
918 Millionen RE erhalten und die ÜLG sowie die 
französischen überseeischen Departements 82 Mil- 
lionen RE. 

900 Millionen RE werden von den EWG-Staaten 
aufgebracht. Die restlichen 100 Millionen RE wer- 
den von der Europäischen Investitionsbank (EIB) 
aus eigenen Mitteln zur Verfügung gestellt und ver- 
geben. An der Aufbringung der Mittel des 3. EEF 
sind Deutschland und Frankreich — wie beim 2. 
EEF — jeweils zu rd. Vs beteiligt. 


Im Vergleich zu Jaunde I sind die folgenden 
wichtigen Änderungen vorgenommen worden: 

a) Neben den bisherigen Finanzierungsinstrumen- 
ten „Subvention" und „Darlehen" soll sich jetzt 
auch die EIB an Unternehmen in der AASM be- 
teiligen können. 

b) Jetzt können auch Privatunternehmer Empfän- 
ger der Beteiligungshilfe sein (bisher nur aus- 
nahmsweise und unter schwierigen Bedingun- 
gen). 

c) Es können pauschale Zinszuschüsse für Normal- 
darlehen gewährt werden (bisher individuelle 
Zinsvergütungen nach einem umständlichen 
und unsicheren Verfahren). 

d) Die in der AASM ansässigen Unternehmen er- 
halten bei der Auftragsvergabe durch den EEF 
bei kleineren Projekten eine gewisse Vorzugs- 
stellung. 

e) Durch den 3. EEF soll nunmehr mit mehr Gewicht 
die Industrialisierung dieser Volkswirtschaften 
gefördert werden. 

f) Die bisher gewährte Produktionshilfe ist weg- 
gefallen. Es besteht nicht mehr die Möglichkeit, 
bei bestimmten wichtigen landwirtschaftlichen 
Produkten Preisstützungen zu gewähren. Eine 
gewisse Hilfe für die AASM soll jedoch dann 
noch möglich sein, wenn durch die Preisent- 
wicklung auf dem Weltmarkt bei wichtigen Pro- 
dukten wirtschaftliche Nachteile für das betref- 
fende Land eintreten. Diese Katastrophenhilfe 
ist der Höhe nach auf 80 Millionen RE begrenzt. 

Die übrigen Bestimmungen des Abkommens (Nie- 
derlassungsrecht, Dienstleistungen, Zahlungs- und 
Kapitalverkehr) sowie die Organe der AASM blei- 
ben im wesentlichen unverändert. 


III. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß mit Rücksicht 
auf den Handel mit Drittländern die der AASM 
gewährten Präferenzen eingeschränkt werden konn- 
ten. Ebenso hat er mit Genugtuung die Verbesserung 
der Auftragsbedingungen und den wachsenden An- 
teil deutscher Firmen an der Auftragsvergabe zur 
Kenntnis genommen. Der Ausschuß empfiehlt, im 
Rahmen der Industrialisierungsinitiativen stärker 
auf Darlehensgewährung umzustellen. Der Ausschuß 
unterstreicht die besondere Bedeutung dieses Ab- 
kommens sowohl unter dem Gesichtspunkt der Ent- 
wicklungshilfe als auch unter der allgemein er- 
wünschten politischen Integration und empfiehlt dem 
Hohen Hause das Assoziationsabkommen zu rati- 
fizieren. 


Bonn, den 23. April 1970 
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Dr. Giulini 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/483 — unverän- 
dert anzunehmen. 

Bonn, den 23. April 1970 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Dr. Giulini 

Berichterstatter 



